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Die Komödie von der Alſche. 


Wenn man auch nur ein wenig in dem Buch der’ 
Geſchichte blättert, ſo ſtößt man oft auf Stellen, bei de⸗ 
nen man ausrufen möchte: wie glückſelig blind ſind wir 
Menſchenkinder 1 i 

Unzählige Male jehen wir Perſonen und Zeiten für 
Prinzipien und Zuſtände kämpfen, die, kaum zum Siege 
gebracht, die Perſonen und die Zeiten venichten. Wir 
ſehen oft Ideen und deren Bekenner der Verfolgung 
ausgeſetzt; aber dann plötzlich als die einzigen Reltungs⸗ 
anker wieder bis in den Himmel erhoben. Wir ſehen 
oft Staatskünſtler mit Ideen ſpielen, die ſpäter einen 
Abgrund öffnen, um die Staatskünſtler zu verſchlingen. 

In der Geſchichte keines Volkes ſind dieſe Scenen 
häufiger, als in der von Frankreich. Männer, die heute 
auf der Höhe der Gewalt ſtanden, ſind morgen geſtürzt, 
veermorgen wieder erhoben. Heute verbannt, morgen 

bericht. Heute gefangen, morgen auf dem Thron. 

Verlauf von wenig Monaten erkennt man die Men⸗ 
ſchen ge wieder; im Verlauf weniger Jahre ſcheint es, 
als ob die ganze Nation eine andere geworden. Bald 
iſt ſie aufgeregt bis zum Wahnſinn, bald iſt fie abge⸗ 
2 ln de dec — und all' das in kurzer 

eit un ne ji wie ma 
3 mie Wechſel, ſo z Tagen: wie man 

Wenn uns aber irgend etwas hierbei tragiſch und 
komiſch zugleich berührt hat, fo iſt 8 ene 

Vor einem Jahrzehnt regierte in Frankreich der Kö⸗ 
nig Louis Philipp und führte eine ſogenannte parlamen⸗ 


Außerhalb Preußens beliebe man ſich an die zunachſt belegenen Poſtämter, im Inlande an die bekannten Spediteure der des Poſtdebit⸗ 
verlufligen Zeitungen zu wenden. 


1852. 


2 NONE. 
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tariſche Regierung. Da im Jahre 1840 die eonſtitutio⸗ 
nelle Partei, die ſtets die Verfaſſung zu einer Wahrheit 
gemacht haben, wollte, durch merkwürdige Verbindungen 
der Parteien zur Mehrheit gelangte, ſo gelang es ihr, 
ſich an's Ruder und Herrn Thiers an die Spitze des 
Miniſteriums zu bringen. — Das war nun ein großer 
Jubel; aber es blieb dabei doch beim Alten, und es wa⸗ 
ren kaum zwei Monate vergangen, ſo that Herr Thiers 
all' das, was ſein von ihm angeſochtener Vorgänger ge⸗ 
than. Er ſuchte wie Jener die öffentliche Meinung zu 
corrumpiren, er machte wie Jener die Verfaſſung zur 
Lüge und bekaufte wie jener oppoſitionelle Schriftſteller 
durch Anſtellungen und Beneſizien. Einer jener käuf⸗ 
lichen Schriftſteller, den Herr Thiers durch ein anſehn⸗ 
liches Reiſeſtipendium für ſich gewann, war Granier de 
Gafjagnac, derſelbe, deſſen Feder jetzt Louis Napoleon 
dient, welcher Herrn Thiers jetzt auf Reiſen geſchickt hat 
ohne Stipendium. f 

Alſo damals regierte Herr Thiers, und da eine libe⸗ 
rale Regierung, die ſonſt nichts für's Land thut, doch 
etwas thun muß, um ſich intereſſant zu machen, verfiel 
Herr Thiers auf die Idee, der Nation ein ganz un⸗ 
ſchädliches Begeiſterungsſpiel mit ein wenig Aſche 
zu bereiten, ein Schauſpiel nämlich mit der Aſche Na⸗ 
poleons. 

Die Aſche Napoleons lag auf der Inſel St. Helena, 
woſelbſt der Kaiſer der Franzoſen als Verbannter und 
Gefangener geſtorben war. Herr Thiers, der Miniſter, 
klüͤgelte jetzt heraus, daß ſein Miniſterium das populärſte 
in der Welt werden müßte, wenn man England dazu 


bewegen könnte, die Aſche an Frankreich auszuliefern, 
und die franzöſiſche Regierung damit dem franzöſtſchen 
Volke ein erhabenes Schauspiel feierlicher Verehrung und 
Beſtattung vorführen könnte. - 

Herr Palmerſton, der Minifter Englands, war ges 
rade dazumal drauf und daran, das bekannte Bündniß 
in der orientaliſchen Frage zwiſchen England, Rußland, 
Oeſtreich und Preußen abzuſchließen, das Frankreichs 
Anſehen einen Todesſtoß verſetzen und das Miniſterium 
Thiers ſtürzen mußte — was auch alles richtig geſchah. 
Mit dieſem Lirbesvienft i Herzen beeilte ſich Herr Pal- 
merſton, der Bitte des Herrn Thiers, in Betreff jener 
berühmten Aſche, auf das ſchleunigſte und liebevollſte 
nachzukommen, und ſagte dabei wörtlich mit diplomati⸗ 
ſcher Gewiſſenhaftigkeit: „Die Regierung Ihrer Britti⸗ 
ſchen Majeſtät hofft, es werde die Raſchheit ihrer Ant⸗ 
wort als ein Beweis ihres Wunſches angeſehen werden, 
auch die letzte Spur jener nationalen Feindſchaft zu ver⸗ 


wiſchen, die bei Lebzeiten des Kaiſers Frankreich und 


England gegen einander bewaffneten.“ 

Herr Thiers, der erſt zwei Monate darauf erfahren 
ſollte, welchen Streich der edle Lord Palmerſton ihm 
geſpielt, war ganz voll Entzücken, zumal in Frankreich 
noch keine Seele ahnte, welches Schauſpiel er dem Lande 
bereitet. Natürlich würde Herr Thiers dazumal jeden 
verlacht haben, der vom Erwachen napoleoniſcher Ideen 
im franzöſiſchen Volke ein Wort geſprochen hätte. Herr 
Louis Philipp regierte in Frankreich und hatte ja ein 
conſtitutionelles Miniſterium und dieſes Miniſterium 
hatte ein nationales unſchädliches Schauſpiel für das 
Volk in petto, was in aller Welt kann feſter und ſiche⸗ 
rer ſein, als ſolch' eine Regierung? 

Hören wir daher die Sprache des Miniſteriums, als 
es jene Ueberraſchung ankündigte. 5 

Die Kammer der Abgeordneten war gerade mitten 
in einer bittern Debatte in der Zuckerfrage, als der Mi⸗ 
niſter mit dem großen nationalen Knall-Bonbon vortrat. 

Mit Staunen vernahm man, daß „der König Louis 
Philipp bereits dem Prinzen Joinville Befehl gegeben, 
ſich mit einer Fregatte nach St. Helena zu begeben, um 
die ſterblichen Ueberreſte des Kaiſers Napoleon abzu⸗ 
holen!“ 1 2 i 
Mit Wonne theilte der Minifter die Beweiſe tieffin- 
niger Freundſchaft Englands mit, das ſo ſchleunig den 
leifeſten Wünſchen Frankreichs nachgekommen! — Mit 
ungeheuerer Akklamation wurde die Mittheilung des Pro⸗ 
gramms aufgenommen, das die Feſtlichkeit der Beiſetzung 


Napoleons im Hotel der Invaliden beſchrieb. — Und 
warum im Hotel der Invaliden? — der Miniſter ver- 


kündete dies mit folgenden Worten: 
„Er (Napoleon) war Kaiſer und König! Er war 
der rechtmäßige Herrſcher unſeres Landes! Deshalb 
konnte er zu St. Denis (dem Grabe der Könige Frank⸗ 
reichs) beerdigt werden; aber Napoleon gebürt nicht das 
gewöhnliche Begräbniß der Könige. Er muß auch fer⸗ 
ner noch herrſchen und befehlen in jenem Raume, 
wo die Krieger des Vaterlandes ausruhen!“ 
Mit raſender Begeiſterung wurde aber folgender 
Schluß der miniſteriellen Mittheilung aufgenommen. 
„Die Monarchie von 1830 iſt in der That die ein⸗ 


zige und rechtmäßige Erbin aller Erinnerungen, auf die 
Frankreich ſtolz iſt. Dieſer Monarchie, welche zuerſt alle 
Kräfte vereinigt und alle Wünſche der franzöfifchen 
Revolution erfüllt hat, — ihr kam es jedenfalls zu, 
Bildſäule und Grabmal des volksthümlichen Helden 
ohne Furcht aufzurichten und zu ehren. Denn es giebt 


Etwas und nur Eines, was die Vergleichung mit dem 
105 ae 


Ruhe nicht fürchtet das If die Freiheit!“ — — 


Dies die Sprache des Miniſters “!“ 5 

Warlich kann ein effektvoller Dichter tragiſchere und 
komiſchere Seenen erdenken, als fie hier die Weltgeſchichte 
in ſo kurzer Zeit geſpielt? — N N 

Die Aſche Napoleons kam an in Frankreich; aber da 
war Thiers bereits wieder geſtürzt und ein Mitglied der 
Linken. Palmerſton hatte ihn geſtürzt. Ludwig Napo⸗ 
leon ſaß in Ham gefangen und konnte nicht die Erlaub⸗ 
niß erlangen, der Aſche ſeine Ehrfurcht zu bezeugen. 
Joinville, der die Aſche geholt, ſpiegelte ſich im Sonnen- 
glanz der liberalen Gunſt, und die Monarchie von 1830 
dünkte ſich befeſtigter als je eine in der Welt. — Und 
nach wenig Jahren!? — Ja, nach ſo wenig Jahren er⸗ 
hebt ſich aus der napoleoniſchen Aſche der napoleoniſche 
Adler! Thiers, der Premierminlſter, der die Aſche 
aus der Verbannung holen ließ, iſt in der Verbannung! 
— Palmerſton, der Premierminiſter, der damit diplo⸗ 
matiſch geſpielt, hat jetzt ſein Spiel verloren! — Join⸗ 
ville, der ſie nach Frankreich brachte, iſt aus Frankreich 
getrieben! Ludwig Napoleon, der der Aſche die Ehre 
nicht bezeugen durfte, nimmt ihre Ehren für ſich in 
Anſpruch! und die „Freiheit,“ die die Vergleichung 
mit dem „Ruhm“ nicht ſcheut, iſt ruhmloſen Abenteu⸗ 
rern zur Beute geworden! — un n 

Warlich, es ift eine tragi-Fomifche Komödie, die Ko⸗ 
mödie von der Aſche. x 79 


Berlin, den 5. Januar. 


+ Der Magistrat von Berlin hatte im Januar 1851 ein 
Ortsſtatut veröffentlt, deſſen Beige der Magiſtrat am 
J. November 1850 von der Königl. Regierung zu Potsdam 
erlangt hatte. Die in der Gewerbe⸗Ordnung vom 9. Februar 
1849 vorgeſchriebenen Formen waren bei der Vorbereitung des 
Ortsſtatuts nicht erfüllt worden. Die vorgeſchriebene Anhörung 
der betheiligten Innungen und Geſellenſchaften war nicht; ſo 
erfüllt, wie es das Geſetz verlangt; ebenſo war der Gewerbe⸗ 
rathl, welcher bereits am 5. September 1850 in's Leben getre⸗ 
ten, nicht gehört worden. 4 2 
Auf Grund dieſes Ortsſtatuts hatte nun der Magiſtrat 
Maßregeln gegen viele Geſellenſchaften ergriffen, welche bei den 
Mitgliedern derſelben Unzuftiedenheit erregten. In der jüng⸗ 
ſten Zeit hatte der Magiſtrat auf Grund des Ortsſtatuts, d. h. 
durch Zwang, einen ſogenannten. Gewerks⸗Kranken⸗Ber⸗ 
ein begründen, und hierdurch den Geſellenſchaften ſogar jede 
freie Wahl ihrer Aerzte und ärztliche Verpflegung abſch 
wollen. ! 92 ER N er 
Das Ortsſtatut enthält keine Beſtimmung, welche den Ma⸗ 
giſtrat zu ſolchen Maßregeln berechtigt. 7550 ' 
Nachdem die Unzufriedenheit mit den Maßregeln des Ma⸗ 
giſtrats innerhalb der Geſellenſchaften immer n 
vereinigten ſich die Altgeſellen, Repräſentanten und Ener 
männer von 21 Geſellenſchaften, um dem Herrn Dihifter- 
Präſidenten v. Manteuffel in einer Denkſchrift ihre Be⸗ 
ſchwerden und Wünſche durch eine Deputationt aus ihrer Mitte 


vortragen zu laſſen. Dieſe Deputation wurde am Sonntag 
den dien b. mil Morgens 8 Uhr von Herrn v. Manteuffel 
empfangen. - ; s 

"Die Arber trugen in ſchlichter und männlicher Sprache 
die Wünſche und Beſchwerden ihrer Genoſſen vor, und ver⸗ 


ſicherten, daß fie dieſen Schritt nur in der Ueberzeugung gethan. 


hätten, daß Se. Ere. der Herr Miniſter⸗Präſident jo wie die 
Macht, den dargelegten Uebelſtänden abzuhelfen, auch den guten 
Willen habe, ihnen in ihrer trüben Lage beizuſtehen. Der Herr 
Minifter- Präfivent ſprach es in feiner Antwort aus, daß er 
nur das Wohlergehen der Arbeiter wünſchen könne, da von 
dem Wohle der Arbeiter auch das Wohl des Staa⸗ 
tes mit abhange, und daß er es bedauern würde, wenn 
durch Behörden Maßnahmen getroffen würden, wodurch das 
Wohl der Arbeiter geſtört würde. pr 
Einen vollſtändigen Abdruck der Denkſchrift finden 
die Leſer in der heutigen Nummer unſeres Blattes. x 
— Die „N. Pr. Z.“ läßt ſich aus Paris, 2. Jan., ſchrei⸗ 
ben: „Man verſichert jo eben, daß Belgien einwilligt, 
die geforderten 18 Millionen (70 Mill. Fr.) Entſchädigung für 
die franzöſiſche Intervention von 1832 zu bezahlen. England 
hat verſprochen ſie zu liefern, um Bonaparte jede Ausrede zum 
Krieg zu nehmen. Dieſe Nachricht wird verbürgt.“ — Nach 
der „K. Z.“ ſoll Hr. v. Perſigny in Brüſſel erklärt haben, fein 
Auftrag beſchränke ſich vorläufig darauf, die belgiſche Regierung 
an dieſe Schuld zu erinnern. Das ſollte wohl jo viel hei⸗ 
ßen, als die franzöſiſche Regierung werde dieſe Schuld ſofort 
ſtreng eintreiben, falls die belgiſche in Verdacht geriethe, die 
Plane der Orleans zu unterſtützen. Einen ähnlichen Auftrag, 
und zwar zu demſelben Zwecke, habe der Geſandte in Spa⸗ 
mien erhalten, wo an die 80 Millionen erinnert worden, welche 
Spanien für die franzöſiſchen Feldzüge jenſeits der Pyrenäen 
im Jahre 1823 ſchuldet. ' ? 
— Wie aus Holſtein berichtet wird, würden bis zur Mitte 
dieſes Monats die äftreichifchen Erekutionstruppen Holſtein 
räumen, die vollſtändige Ueberlieferung des Regiments zu 
Händen Dänemarks vor ſich gehen, und weiterhin ein großer 
Reinigungsprozeß in Betreff der mißliebigen Beamten Holſteins, 
d. h. die Ausmerzung derſelben, feinen Lauf nehmen. 
— Aus dem Kreiſe Lauban iſt eine Deputation hier ein⸗ 
getroffen, welche zur augenblicklichen Linderung des Nothſtandes 
unter den dortigen Webern eine Beihülfe des Staats von 
10,000 Thlrn. nachſucht, während der Kreis ſelber gleichfalls 
10,000 Thlr. zu dieſem Zwecke aufwenden will. . 
E Geſtern waren die Geſellſchaftsmitglieder des Weih⸗ 
nachtsbazars der Gewerbehalle im Diorama verſammelt, 
um von der Lage des Geſchäfts, ſoweit ſie ſich bis jetzt über⸗ 
ſehen läßt, Kenntuiß zu erhalten. Im Allgemeinen iſt das Re⸗ 
ſultat ein ſehr befriedigendes und der Zuſpruch des Publikums 
bis hinzu noch immer ein erfreulicher. Die Verſammlung er⸗ 
mächtigte das dirigirende Komitee, die Ausſtellung, ſobald die 
Nothwendigkeit eintritt, zu ſchließen. Vorher iſt noch den Ar⸗ 
menſchulen und der Eliſabethſchule der Beſuch unentgeltlich ges 
attet und deshalb allen Vorſtehern eine Einladung zugegan⸗ 
5 ire An den Vortrag der Geſchäfts⸗Ueberſicht knüpfte das 
ons: Mitglied Falk den Antrag, dem Nützlichen auch das 
Augen eme hinzuzufügen, und am Schluſſe der Ausſtellung 
einen SEE zu arrangiren, was einstimmig beſchloſſen wurde 
und ba i zur Ausführung kommen wird. 

5 mnenmeiſter hat den Vorſchlag gemacht, durch 
Anlage atteſif er Brunnen und ſtete Spülung der Rinnſteine 
und Kanäle Berus zu bewirken. Der Kostenpunkt dürfte in⸗ 
deffen der dan dem den erhebliches Hinderniß bieten. 

+ Die von dent eaten Gewerberath vor geraumer Zeit 
zur Beſtätigung eingereſchte Geſchäftsordnung iſt jetzt von der 
4. Regierung zu Potsdam mit mehrfachen Abänderungen be⸗ 
ftätigt worden. Kr ; 

Ein Iiahriger Lehrling wurde degen Meineids zu ein⸗ 


Stadt. 


jähriger Zuchthausſtrafe verurtheilt; er hatte als Zeuge in einem 
Kriminalprozeſſe die Ueberbringung geſtohlener Gegenſtände an 
einen Hehler eidlich abgeleugnet, weil er deshalb beſtraft zu 
werden fürchtete. 

7 Im verfloſſenen Jahre traten in Berlin 59 Proteſtanten 
und 1 Jude zur katholiſchen Kirche über. 

— Der bisherige Vorſtand des Gemeinderaths wurde bei 


einer am Sonnabend ſtattgefundenen Neuwahl wieder gewählt. 


— Einem Zimmergeſellen wurde auf den Antrag des Ma⸗ 
giſtrats das bereits im vorigen Jahre genehmigte Friedrich⸗ 
Gewerbe⸗Stipendium vom Gemeinderath wieder entzogen, weil 
derſelbe eine an ihn ergangene Einladung zur Betheiligung an 
der Feier der Friedrichsdenkmal-Enthüllung zurückgewieſen 
hatte. Das genannte Stipendium wird alljährlich im Betrage 
von 50 Thalern aus ſtaͤdtiſchen Mitteln an 12 junge Gewerb⸗ 
treibende gezahlt. \ 

— Das unlaͤngſt erwähnte Lortzing-Concert Toll am 20. 
d. M. ſtattfinden. - j 5 

Breslau, 1. Januar. Vor einigen Tagen hat hier auf 


Requiſition der öſtreichiſchen Regierung und auf unmittelbaren 


Befehl von Berlin eine Hausſuchung bei mehreren polniſchen 
Studenten, wie es heißt, in Folge von Korreſpondenzen nach 
Galizien, ſtattgefunden, bei welcher auch, und zwar dem Ver⸗ 
nehmen nach, in Folge eigenhändigen Befehls des Juſtizminiſters, 
ein Gerichtsbeamter anweſend war. Das Ergebniß iſt nicht 
bekannt geworden. e 

Ratibor. Die Angelegenheit der Erziehung der ober⸗ 
ſchleſiſchen Typhus⸗Waiſen iſt jetzt geordnet; es waren 
mehr als 2500 Waiſenkinder unterzubringen. 

Leipzig, 2. Januar. Der vor einiger Zeit gefänglich 
eingezogene Sprachlehrer Albrecht machte am 31. Dezember 
einen Fluchtverſuch, der aber mißglückte. — Was Schwedler 
anlangt, jo ſcheint derſelbe ſpurlos aus Leipzig verſchwunden 
trotz der ſtrengen Kontrolle an den Thoren und Bahnhöfen der 
„Auch Lindenau, der Wohnort des Entwichenen, ſoll 
ſtreng überwacht ſein. Schwedler's Frau befindet ſich in Folge 
der Flucht ihres Mannes in Haft. — Der Verlagsbuchhändler 
Balde aus Kaſſel, bisher hier wohnhaft, iſt aus Leipzig und 
ganz Sachſen verwieſen worden. 

Hamburg. Ein Gerücht will wiſſen, daß von Seiten 
der Militairbundes⸗Kommiſſion in Frankfurt der Auftrag er⸗ 
gangen ſei, ſich nach einem paſſenden Platz, der wohl zur Er⸗ 
bauung einer großen Kaſerne auf Bundeskoſten geeignet wäre, 
umzuſehen. Es ſollte hier eine große Kaſerne, die 3 — 4000 
Mann Truppen faſſen könnte, auf Bundeskoſten erbaut und 
Hamburg dann für immer mit einer Garniſon von Bundes⸗ 
truppen belegt werden. . 

Kaſſel. Die Rechtskandidaten Hornfeck und Traber find 
wegen Zuwiderhandelns gegen die Septemberverordnungen und 
frechen Tadels von Regierungsakten zu Verluſt der kurheſſiſchen 
Nationalkokarde und 2jähriger, reſp. 3 jähriger Feſtungshaft 
verurtheilt worden. — Dr. Volkmar, vom Bundeskriegsgericht 
zweimal verurtheilt, iſt von dem ordentlichen Gericht in Fulda 
freigeſprochen worden. — Die neue heſſiſche Verfaſſung wird 
binnen Kurzem erwartet. 

Mainz, 2. Januar. Die chriſtlichen Schulbrüder, ſchon 
ſeit längerer Zeit in unſeren Mauern, ſind nun in das für ſie 
zugerichtete Haus eingezogen, und haben ihre Wirkſamkeit be⸗ 
gonnen. In 8 Tagen wird eine Anzahl von Jefultenpatres, 
darunter der bekannte P. Roh, hier ankommen, um wieder in 
unſerer Stadt eine Miſſion abzuhalten. 51 

Zweibrücken, 1. Januar. So eben 11 Uhr wird der 
früher zum Tode verurtheilte Moſes, Maler aus Speyer, von 
den Geſchwornen für nichtſchuldig erklärt, und ſofort auf freien 
Fuß geſetzt. j 

München. Es find in den letzten Tagen wieder mehr⸗ 
fache Verhaftungen und Hausſuchungen vorgenommen worden; 
wie es heißt, will die Polizei Spuren organiſirter Arbeiterver⸗ 


eine haben. 5 a 

ien, 3. Jan. Der Zoll-Kongreß wird feine, Verhand⸗ 
lungen Montag eröffnen. 4 

ien, 4. Januar. Fürſt Schwarzenberg hat das Groß⸗ 
kreuz des St. Stephans⸗Ordens, Miniſter Dr. Bach das Groß⸗ 
freuz des Leopold⸗Ordens erhalten. (Tel. Dep.) 

aris, 2. Januar. Der „Moniteur“ enthält folgende 
Notiz: „Der Tuillerienpalaſt wird in Zukunft die „offizielle 
Reſidenz des Präſtdenten der Republik ſein.“ 

In gewiſſen Kreiſen ſpricht man von einem Attentat, 
das geſtern auf den Präſidenten gemacht worden ſein ſoll. Als 
nämlich geſtern der Präſident nach dem Empfang in den Tuil⸗ 
lerien nach dem 121 5 zurückkam, feuerte ein Sergeant des 
dort liegenden Bataillons ein Piſtol auf den Präſidenten ab, 
ohne ihn jedoch zu treffen. Die in der Nähe ſich befindenden 
Soldaten griffen den Sergeanten ſofort mit den Bayonnetten 
an und brachten ihm mehrere Wunden bei. Hierauf ergriffen 

ſie ihn und erſchoſſen ihn, ohne erſt weitere Befehle abzuwar⸗ 
ten. Dieſe Mittheilung bringt eine offtziöſe lithographiſche 
Correſpondenz, fügt jedoch hinzu, daß ſie dieſelbe nicht verbür⸗ 
gen konne. In jedem Falle ſteht es jedoch feſt, daß man im 
Elyſee Furcht vor einem Angriff auf Louis Napoleon hatte, 
denn der Weg, den Louis Napoleon nach der Kirche Notre⸗ 
Dame nehmen ſollte, wurde durchaus geheim gehalten und die 
Beſtimmungen darüber mehrere Male abgeändert. Louis Na⸗ 
poleon hatte anfänglich den Wunſch ausgeſprochen, ſich zu 
Pferde nach der Kirche zu begeben, wählte jedoch auf dringen⸗ 
des Bitten der Herren de Morny und de Maupas endlich die 
verſchloſſene Kutſche. Die militäriſchen und polizeilichen Si⸗ 
cherheits⸗Maßregeln waren mit äußerſter Strenge getroffen wor⸗ 
den; alle Wege waren mit Soldaten vollgepfropft und der 
Polizeipräfekt hatte ſogar verboten, auf das Dach zu ſteigen, 
um den Zug zu ſehen, auch mußten ſelbſt die Blumentöpfe 
und Kiſten von den Fenſtern entfernt werden. 

„Daily. News“ wird das gemeldete Attentat in folgender 
Weiſe berichtet: Als der Präſident vor einigen Tagen das 
Elyſee verließ, wurde von einer Schildwache, die zur Grena⸗ 

dier⸗Compagnie eines Linien⸗Regiments gehörte, nach ihm ge⸗ 
ſchoſſen. Der Thäter wurde ſogleich ergriffen, auf der Stelle 
durch ein Kriegsgericht abgeurtheilt und von einigen Soldaten 
Ki eigenen Regiments in einem Winkel des Schloßgartens 
füſilirt. 
u Daß Louis Napoleon in der größten Furcht vor Mordver⸗ 
ſuchen ſchwebt, geht aus einer Menge Vorſichtsmaßregeln her’ 
vor. Der Schrecken, mit welchem die ganze Atmosphäre von 
aris geſchwängert iſt, ſchleicht ſich, wie eine moraliſche Peſt, 
bis in die kaiſerlichen Gemächer ein. Die Montags⸗Audienzen, 
ſind abbeſtellt worden und von dem offieiellen Kalender ver⸗ 
ſchwunden. Bonaparte erſcheint nur von einem ſtarken Kom⸗ 
mando Küraſſiere umgeben, ſein Wagen iſt kugelfeſt und er ſelbſt 
ſoll ein Panzerhemd tragen. Ja, ſogar die Schornſteine im 
Elyſée find mit einem eiſernen Gitterwerk verſehen worden, 
welches, ohne dem Rauch oder Gas den Ausgang zu verweh⸗ 
ren, einem herabſteigenden Meuchelmorder den Weg verſperren 
oder das Einſchlagen von Bomben oder anderem Wurfgeſchütz 
verhindern würde. 

Dem „Lloyd“ wird bereits unter dem 29. December aus 
Paris geſchrieben, daß ein Mitglied einer geheimen Geſellſchaft, 
welches aus Cherbourg nach Paris gekommen war, um Louis 
Napoleon zu erſchießen, in Folge einer Denunciation, die der 
Polizei zuging, ergriffen und erſchoſſen worden ſei. Außerdem 
melden offteiöſe pariſer Blätter von der Entdeckung einer ge⸗ 
heimen Geſellſchaft in Marſeille, deren Mitglieder u. A. einen 
Eid leiſten mußten, den ihnen durch das Loos bezeichneten 
Verräthern an der Freiheit den Tod zu geben. 

Paris, 3. Jan. Der Kaiſer von Rußland hat an Louis 
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Hierzu eine Beilage. 


Napoleon ein Schreiben gerichtet, worin er ihm dazu Glück 
wünſcht, „daß er die Sache der Civiliſation durch — Atoßen 
Akt vom 2. Dezember vollſtändig, gerettet habe.“ — General 
Caſtellane hat alle Arbeiter⸗Aſſociationen von Lyon aufgelöſt. 
Herrn von Montalembert ſoll der Botſchafterpoſten in Rom 
angeboten und Herrn von Rayneval der Poſten in Wien zuge⸗ 
dacht ſein. \ 
Das 


„Bulletin de Paris“ meldet mit. Beſtimmtheit 


eine befriedigende Löſung der Flüchtlingsfrage als 


erſte Folge von Palmerſtons Rücktritt. — Es ſcheint be⸗ 
ſchloſſen, die fterblichen Reſte des Herzogs von abet 
(Sohnes von Napoleon) mit Oeſterreichs Einwilligung hierher 
zu bringen. — Auf Foulds Antrag iſt Blondel zum General⸗ 
Finanz⸗Inſpektor und Direktor der Verwaltung, der direkten 
Steuern ernannt. 


1 Denkſchrift. na a 
Der Magiſtrat von Berlin hat im Januar d. J. ein vom 
J. November v. J. datirtes Ortsſtatut publieirt, welches allen. 
in Berlin beſchäftigten Geſellen und Gehülfen die Verpflichtung 
auferlegt, den hierorts beſtehenden Geſellen-Kaſſen zur gegen⸗ 
ſeitigen Unterſtützung in Krankheits- und Sterbefällen beizutre⸗ 
ten. Dies Verfahren erſcheint aus nachſtehenden Gründen un⸗ 
geſetzlich und ungerechtfertigt. 1 Pad 
Urſprünglich hatten die Geſellen gar keine Verpflichtung, in 
Krankheitsfällen irgend etwas zu gewähren; erſt durch das Edict 
vom 7. Januar 1783 ergingen darüber Beſtimmungen, welche 
indeß nur die armen, auf der Wanderſchaft und in Werkſtätten 
erkrankten fremden Geſellen betrafen. Solche Geſellen waren 
nämlich trotz ihrer Krankheit häufig von Ort zu Ort in ihre 
Heimath transportirt und dadurch ihre Krankheit verſchlinmmert 
und ihr Tod verurſacht worden, nur damit die Gemeinde die 
Koſten der Verpflegung und Kur erſpare; das erwähnte Edict 
wollte dieſen Uebelſtänden abhelfen und beſtimmte deshalb, daß 
der Transport fremder erkrankter Geſellen ferner nicht ſtattfin⸗ 
den, die Kur⸗ und Verpflegungskoſten aber zunächſt aus der 
Geſellen⸗Lade, im Fall des Unvermögens derſelben aus der Mei⸗ 
ſter⸗Lade und eventuell von der Ortsgemeinde entnommen wer⸗ 
den ſollten. Anderweite⸗ Verpflichtungen in Bezug auf die übri⸗ 
gen Geſellen und für den Sterbefall legte das Ediet nicht auf. 
Die Beſtimmungen des Ediets vom 7. Januar 1783 gingen 
ſpäter in das Allg. Landrecht über. Daſſelbe ſetzt in. §. 358, 
Tit, 8, Theil II. feſt. 1 t 2 N 
„Die Kurz und Verpflegungskoſten eines ein gewander⸗ 
ten und krank gewordenen Geſellen — er ſtehe bereits in 
Arbeit oder nicht, muß, wenn er ſelbſt unvermögend iſt, aus 
der Geſellen⸗Lade in deren Ermangelung aus der Gewerks⸗ 
Kaffe — wenn aber auch, dieſe nicht da oder nicht ausreichend 
iſt — nach §. 354. aus der Orts⸗Armen⸗, eventuell Kämme⸗ 
rei⸗Haupt⸗Kaſſe beſtritteu werden.“ u lng 
Aus dieſen Beſtimmungen geht klar hervor, daß die Ver⸗ 
pflichtung der Geſellen⸗Lade ſich nur auf eingewanderte, 
nicht ortsangehörige Geſellen erſtreckt und das im Er⸗ 
krankungs⸗Falle zunächſt jeder Geſelle für ſich ſelbſt zu ſorgen 
hat und erſt im Falle des Unvermögens das Gewerk und die 
Gemeinde eintreten. Dies wird auch durch die Miniserial⸗Re⸗ 
ſeripte vom J. October und 2. Dezember 1825 und das Er⸗ 
kenntniß des geheimen Ober⸗Tribunals 1. Senat vom II. Fe⸗ 
bruar 1847 beſtätigt. te 1 
Dieſes Verhältniß erlitt durch die Aufhebung der Zunftver⸗ 
faſſung inſofern eine Aenderung als überall da, wo der Zunft⸗ 
verband aufgelößt wurde und Geſellen⸗ und Gewerks⸗Laden nicht 
mehr beſtanden, die Gemeinde ſämmtliche Kurkoſten 1 
mußte und dies auch an den andern, Orten in Bezug auf bie: 
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jenigen Geſellen zu geſchehen hatte, welche ſich den beſtehenden 
Kaſſen nicht mac m x 

Geſellen, welche über nicht zünftigen Gewerben angehörten, 
waren außerdem von feder Zahlung frei, jo, daß in der That 
nur diejenigen Kaſſen zahlten, welche Geld beſaßen und nur 
diejenigen Geſellen den Kaſſen angehörten, welche ſich denſelben 
freiwillig anſchleſſen. 0 n 

Ein Zwang für die Geſellen und Gehülfen, den Kaſſen bei⸗ 
zutreten, en alſo in keiner Weiſe; er wäre aber auch nicht 
zu rechtfertigen geweſen. 

Jeder Einwohner des preuß. Staats gehört geſetzlich irgend 
einem Armen⸗Verbande an, welcher die Verpflichtung hat, ihm 
im Falle der Arbeitsunfähigkeit, Krankheit u. ſ. w. die noth⸗ 
dürftigſte Unterſtützung zu gewähren. Da eine Ausnahnte hier⸗ 
von ſelbſt dann nicht ſtattfindet, wenn auch die Ortsangehörig⸗ 

beit nicht zu ermitteln iſt, jo folgt von ſelbſt, daß auch fuͤr je⸗ 


den Handwerksgeſellen und Gehülfen ein Armen⸗Verband vor⸗ 


banden iſt, welcher für ihn im Falle des Nothſtandes Sorge 
zu tragen hat. n SET 
Bedarf es hiernach Feiner Maßregel, um irgend einem Staats⸗ 
angehörigen die nothdürftigſten Exiſtenzj⸗Mittel im Zeitpunkte 
der Bedürftigkeit zu verſchaffen, ſo iſt noch weniger Veranlaſ⸗ 
ſung vorhanden, einzelne Klaſſen von Berufsgenoſſenſchaften 
durch die Verpflichteten d. h. die Gemeinden zur Uebernahme 
der den Letzteren obliegenden Verbindlichkeiten zwingen zu laſ⸗ 
ſen. Denn die Gemeinden ſind nicht außer Stande, ihre Ver⸗ 


pflichtu u erfüllen, und wenn fie es wären, jo könnte man 
5 ab Wer URL 5 Mittel zu vermehren. 


Eine Berechtigung zur e e von Gemeinde- Laſten 
auf einzelne Genoſſenſchaften fehlt aber gänzlich und ſteht am 
wenigſten den Gemeinde⸗Behörden ſelbſt zu. Eben ſo wenig 
als die Gemeinde fordern darf, daß das Feuerlöſchweſen von 
den Eigenthümern erhalten wird, eben jo wenig kann ‘fe auch 
verlangen, daß die Schneidergeſellen, die Goldarbeiter⸗Gehülfen, 
die Schuhmachermeiſter, die Kaufteute, die Aerzte ihre Kranken 
mit Krankengeld, die Familien ihre Verſtorbenen mit Sterbe⸗ 
geld unterſtützen. 2 

Jeder Drts> Einwohner trägt zur Deckung der Gemeinde: 
Laſten nach den allgemeinen Beſtimmungen bei; mehr als das, 
was hiernach erforderlich iſt, hat niemand zu zahlen und nie⸗ 
mand kann verpflichtet ſein, neben den allgemeinen Steuern noch 
ſpeeielle Berufsgenoſſen⸗Steuern zu entrichten, weil es der Ger 
meinde⸗Behörde zweckmäßig erſchienen hat, beſtimmte Gemeinde⸗ 
Laſten gerade feiner Genoſſenſchaft auf zu wälzen. 


Vorausgeſetzt ſelbſt, daß die Gemeinde ihre Laſten auf ein⸗ 


zelne Kreiſe übertragen könnte, fo, würde ſie doch von dieſen 
Kreiſen nicht mehr verlangen können, als ſie überhaupt zu lei⸗ 
ſten verpflichtet iſt, das Nothdürftigſte und auch dies nur dann, 
wenn die Empfänger ohne eine Beihülfe nicht eriſtiren können; 
mesweges dürfte fie beſtimmen, daß in allen Krankheitsfällen 
eim beſtimmtes Krankengeld, in allen Sterbefällen ein feſtnor⸗ 
mir . u gehen jr fell. ; Ä 
on alle dieſe Grundſätze Lerſtößt das Orts⸗Statut vom 
a ben ſaͤtze Lerſtößt, da - Statut von 
1. es tone pie der Gemeinde Berlin obliegende Laſt der 
Unterſtützung der erkrankten Gefellen und Gehülfen und des 
Begräbniſſes auf die Berufsgenoſſen; 1 
2. es zwingt die Berufsgenoſſen zu beſtimmten verhäͤltniß⸗ 
mäßig ſehr hohen Steuern; * 
3. es erhöht die Last dadurch, daß es das Kranken- und 
Sterbegeld feſt nermirt und nicht von der Bedürftigkeit ab⸗ 
hängig macht. 0 


Wenn hiernach das Orts⸗Statut ſchon als unzuläfſig er⸗ 
ſcheint, ſo iſt doch noch nachzuweiſen, daß der Magiſtrat ſich 
bei bem Erlaß deſſelben auch nicht auf die Gewerbe⸗Geſetzge⸗ 
bung geſtützt hat. 5 K 

Wir haben bereits oben nachgewieſen, daß ein Zwaug der 
Geſellen, den Kranken- und Sterbe⸗Kaſſen beizutreten vor 1845 
nicht beſtand; wir fügen jetzt hinzu, daß dieſe Kaſſen als nütz⸗ 
liche Vereinigungen betrachtet wurden, denen jeder Berufsgenoſſe 
freiwillig beitreten konnte und in der er ſich, wie in den nicht 
auf die Berufsgenoſſenſchaft baſtrten Kranken-, Sterbe⸗, Renten⸗ u. 
Lebensverſicherungs⸗Anſtalten gegen beſtimmte Beiträge beſtimmte 
Rechte erwarb. Hierin wurde nun durch das Geſetz von 1845 
und 1849 nichts verändert. 

Denn durch §. 144. der Gewerbe⸗Ordnung von 1845 iſt 
zwar die Bildung freiwilliger Vereine unter den Geſellen und 
Gehülfen zur gegenſeitigen Unterſtützung, geſtattet, aber es 
15 nirgend feſtgeſtellt, daß ſolche Verbindungen durchaus überall 
eſtehen müſſen. Und wenn auch nach den Beſtimmungen 
der Berordnung vom 9. Februar 1849 für einzelne Orte eine 
Zwangspflicht durch Orts- Statuten feſtgeſtellt werden kann, 
ſo folgt daraus doch eben ſo wenig, daß die Zwangspflicht überall 
eingeführt werden muß, als aus den Paragraphen über die 
Orkts⸗Statuten überhaupt, daß dieſe Orts⸗Statuten alle jene 
Punkte berühren und feſtellen müſſen. Vielmehr iſt die Durch⸗ 
führung der Zwangspflicht durch Orts⸗Statuten an viele Bes 
dingungen gebunden, welche zunächſt erfüllt werden müſſen, ehe 
dieſelbe nur möglich iſt. 4 ; 

Daß man die Unzuläſſigkeit erkannt hat, mit abſoluten 
Zwangsbeſtimmungen vorzuſchreiten, ergiebt ſich auch aus dem 
Mefeript des Miniſterii für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten vom 1. April 1849, indem es heißt: 

Es erſcheint nun zweckmäßig, den Kommunal⸗Behörden aller 
Städte, deren gewerbliche und örtliche Verhältniſſe 
eine erweiterte Wirkſamkeit der ſchon beſtehenden 
oder noch zu errichtenden Unterſtützungs⸗Kaſſen 
für die Geſellen, Gehilfen und Fabrikarbeiter 
wünſchenswerth machen, auch noch beſoͤnders die Abfaſ⸗ 


“jung geeigneter Ortsſtatuten zu empfehlen. Zu dieſem Zweck 


erhält die Königl. Regierung beifolgend den Entwurf eines die 
Geſellen⸗Kaſſen betreffenden. Ortsſtatuts nebſt den dazu gehöri⸗ 
gen Anlagen in mehreren Abdrücken mit dem Auftrage, denſel⸗ 
ben den ſtädtiſchen Kommunial⸗Behörden Ihres Verwaltungs⸗ 
Bezirks zur Kenntnißnahme und zur Benutzung bei der nach 
Befinden anzuregenden Entwerfung von Srtsſtatuten im 
Sinne des $. 169 der Gewerbe⸗Ordnung mitzutheilen⸗ 
Schon hieraus folgt, daß das Geſetz den Zwang gegen den 
Willen der Betheiligten durchaus nicht beabsichtigt. Außerdem 
iſt aber noch zu erwägen, daß gegen die Meiſter, deren Ver⸗ 
bindung doch eine geſetzliche Korporation iſt, kein Zwang aus⸗ 
geübt werden ſoll, da jeder Meiſter frei ein⸗ und austreten 
kann, — und daß daſſelbe noch weniger in Bezug auf die Ge⸗ 
ellen der Fall ſein kann, deren Verbindung keine Korporation 
iſt und für die mit dem Augenblicke des Aufhörens der Zünfte 
auch alle zünftigen Verpflichtungen fortſielen. Wo indeß aus⸗ 
2 ai und nur für die Minorität ein Zwang für zuläſſig 
erklärt werden darf, da wird die Feſtſetzung der Zwangsver⸗ 
pflichtung an viele behindernde Bedingungen geknüpft. 
Denn ſowohl das Ortsſtatut als die Geſellenſtatuten aller 
einzelnen Innungen muͤſſen zuerſt den Geſellen und den Mei⸗ 
ſtern zur Erwägung und Aeußerung vorgelegt werden, hierauf 
gehen ſie an den Gewerberath, demnächſt an die Gemeinde⸗ 
Behörden, den Magiſtrat und den Gemeinderath, und endlich 


durch die Regierung an die Minifterien zur endlichen definiti⸗ 
ven Feſtſtellung und Genehmigung. 

Dieſe formellen, indeß höchſt wichtigen Beſtimmungen as 
nun der Magiftrat nicht eingehalten. Er hat nämlich die Ge⸗ 
ſellen ſowohl als die Innungen nicht gehört und damit beiden 
ihre Einwendungen abgeſchnitten. Statt ſich, wie es nach 
§. 46 geſetzlich war, zu überzeugen, ob beide, und namentlich 
die zu Bezahlungen in Anſpruch genommenen Geſellen zu den⸗ 
ſelben auch bereit wären, hat er ihnen die Verpflichtung ohne 
Weiteres auferlegt und damit das Geſetz verletzt, das Ortsſtatut 
aber ungültig macht. 

Er hat ferner den Gewerberath nicht gehört, obwohl derſelbe 

ſchon am 5. September v. J. in Function trat und das Orts⸗ 
ſtatut erſt am 1. November 1850 beſtätigt wurde. 
Endlich iſt das Ortsſtatut nur von einem Miniſterio beſtätigt, 
während es — wie uns ſcheint, und durch die Unterzeichnung 
der Miniſterial⸗Verfügung vom 29. April 1850 Seitens der 
Königl. Miniſterien der geiſtlichen Angelegenheiten, für Handel 
und Gewerbe und des Innern, beſtätigt wird, — der Geneh⸗ 
migung der Miniſterien (des Miniſterium für Handel und des 
Miniſterium des Innern) bedurfte. 

Unter dieſen Verhältniſſen iſt aber das Ortsſtatut unhaltbar 
und wird gewiß von keinem Gericht anerkannt werden, falls 
auf Grund deſſelben eine Klage erhoben werden ſollte. 
Aller dieſer Umſtände ungeachtet geht der Magiſtrat mit der 
Durchführung des Ortsſtatuts entſchieden vor und fordert die 
Zahlung der Beiträge zu den Kaſſen von allen Geſellen und 
Gehilfen, zieht dieſelben auch, wo ſie verweigert worden und 
ſelbſt da,, wo dies nicht einmal der Fall iſt, unter Strafan⸗ 
drohungen von den Meiſtern ein, wie die auf ſeine Veranlaſ⸗ 
ſung verbreitete und durch die Erhebung der laufenden 
Beiträge den Zwang auf den höchſten Punkt treibende Be⸗ 
kanntmachung des Vorſtandes der Schneider⸗Innung am beiten 
beweiſt. (Siehe die Anlage). Beides erſcheint uns ungeſetzlich 
und unzuläſſig. Aber der Magiſtrat geht noch weiter. Er er⸗ 
läßt auf Grund des Ortsſtatuts proviſoriſche Geſellen⸗Statuten, 
ſtellt definitive ſeinerſeits feſt und begründet außerdem einen 


Gewerks⸗Kranken⸗Verein als ein neues, bisher unbekanntes 


Inſtitut für alle Innungen. Das iſt noch viel weniger geſetz⸗ 
lich und zulaſſig, gefährdet außerdem auch das Intereſſe der 
Geſellen jo ſehr, daß ihnen dadurch unerſetzliche Nachtheile ent⸗ 
ſtehen können und der Antrag geboten erſcheint: 

daß das Ortsſtatut für Berlin vom 1. November 1850, 

die Verbindungen und Kaſſen der Geſellen und Gehilfen zur 

gegenfeitigen Unterſtützung betreffend, Seitens des Königl. 

Staatsminiſterii aufzuheben und zuvörderſt ein neues Orts⸗ 

ſtatut unter vollſtändiger Erfüllung der geſetzlichen Vorbedin⸗ 

gungen erlaſſen werden möge. h k 

Mit dieſem Antrage beabſichtigen die Unterzeichneten keines⸗ 
weges, wie ihnen leicht untergeſchoben werden könnte, das Be⸗ 
ſtehen der jo nützlichen Kranken- und Sterbe-⸗Kaſſen der Hand⸗ 
werksgeſellen in irgend einer Weiſe anzufechfen und zu gefähr⸗ 
den; ſie wollen vielmehr dieſe Kaſſen nur auf den Boden 
geſtellt wiſſen, der ihnen der geſetzliche erſcheint und auch der 
einzige fruchtbare ſein dürfte. x 

In ihrer Thätigkeit bei den Kranken⸗ . Spang 
ihrer Gewerke haben ſie ſich überzeugt, daß der Zwang denſel⸗ 
ben immer nachtheilig ſein muß, theils weil die Bezahlungen 
doch nicht regelmäßig bewirkt werden können, theils auch weil 
die Täuſchungen bei der Erhebung von Kranken⸗ und Sterbe⸗ 
geld häufiger werden, endlich aber, weil die Mitglieder alles In⸗ 
teveffe zur Kaffe verlieren und ſich derſelben leicht feindlich ger 
geuüberſtellen; dagegen willen fie, die ja ſelbſt ohne allen Zwang 
beigetreten ſind und ihr lebhaftes Intereſſe für das Kaſſenweſen 
bewieſen haben, daß ihre Berufsgenoſſen ſich gern den Kaſſen 
anſchließen werden, ſobald fie die Vortheile derſelben frei ge⸗ 
nießen können und überzeugt fein durfen, daß eine freie, jelbft- 
ſtändige, durch ihre Vertrauensmänner geleitete Verwaltung ih⸗ 


nen ſo viel zuſichert, als mit Rückſicht auf die gezahlten Bei⸗ 
träge nur gewährt werden kann 2 
„Dies zu bewirken ift allein der Zweck dieſer Schrift, und 
die Unterzeichner glaubten bei Abfaſſung derſelben überzeugt 
fein zu dürfen, daß fie in derſelben eben jo wenig dem Geſetz 
als der Tendenzen der Hohen Staatsregierung entgegentreten, 
deren Entſcheiden zum Schutz gegen ungerechtfertigken Zwang 
und gegen Entziehung zugeſicherter Rechte ſie erbitten wollen. 
Berlin, den 7. Dezember 1851. f 
Veramwortlicher Redakteur: Hermann Holdheim in Berlin. 


Die General⸗Verſammlung des Allgemeinen 1 
eins des 76. Stadt⸗Bezirks findet am Mittwoch, den 7. Januar 
1852, Abends 8 Uhr, in der Artillerieſtr. Nr. 30, gegen Vor⸗ 

zeigung der Mitgliedskarte ſtatt. 8 
Tagesordnung: Rechnungslegung u. Wahl des Vorſtandes. 
er Vorſtand. 


Cirque national de Paris. 
Heute Dienstag: Doppel-Trapez, v. den Herren # 
F. Siegrist und Lariste, | 


Forfter’s Salon, Friedrichsſtr. 112, 


Heute Dienftag: Eine Vorſtellung: 
Das maleriſche und romantiſche 
Rheinland. 


Ws! Kayleis u. Welle 
abie DR 8 


Krüger's Caffeehans, Gartenſtr. 10. Heute Dienſtag, 
auf Verlangen: Die Ahnfrau, Drama in 5 Akten. 

Im Kaffee, Haufe Alte Jakobſtr. 32. findet Dienſtag, 
den 6. Januar, das Damen⸗Kränzchen ſtatt, wozu ergebenſt 
einladet a M. Markendorff⸗ 

2 gute Betten ſind billig zu verkaufen = 

Gr. Beälibentenf. Nr. 10, 2 Fr. links. 


T Blügel iR e eee eee een. 

Reelle Leute, die Subſeribenten ſammeln können, wollen 
ſich Alexandrinenſtr. 78 parterre rechts melden 
Muſtermaler werden verlangt Brunnenſtr. e 9 

Große Hambürgerſtr. Nr. 34, vorn 1 Treppe, iſt eine 

Kammer mit ſeparatem Eingang zu vermiethen. 
2 Schlafſt. wall. f. Schuh. J. 3. erm. Zimmerstr. 41. Schultz. 
Ich fordere denjenigen, welcher von dem Barbier Herrn 
Nolte den ſchwarz und weißen Wachtelhund bekommen hat, 
hiermit auf, denſelben daſelbſt Stralauerſtr. 23 zurück zu er⸗ 
ſtatten bei Rudolph Wieprecht. 

Als ehelich Verbundene empfehlen ſich ; 

Theodor Zielſtorff. 
Caroline Zielſtorff, geb. Neſſelhauf, verw. gew. Elen. 
Berlin, den 4. Januar 1852. = 
Als Verlobte empfehlen fü 
ns Treuber. 
Julius Kunze. 

Berlin, den 5. Janar 1852. ae 
Tanzunterricht ertheilt im Monat Januar jeden Sonn⸗ 
tag von 4—6 u. Donnerſtag v. 8—10 in Gundelachs Salon, 
Mauerſtr. 40. Alb. Schramm, Tanzlehrer, Jägerſtr. 72. 


